
Für das Nachschlagewerk* Ja
Für die Fachpresse1 ja
Für die amtliche Sammlung* Ja

Gesetz BetrVG §§ 72 ff. §§ 55, 79, ArbGG § 2 Abs. 4,
ZPO §§ 528, 256, 3o4, Konkursordnung § 146, 
Vergleichsoidnung §§ 57, 58, BGB 242

Leitsätze
1 Der Unternehmer, der wirtschaftliche Maßnahmen im Sinne 

von § 72 Abs, 1 BetrVG durchführt, ohne daß die 2ustims 
mung des Betriebsrats oder der Einigungsvorschlag einer 
Vermittlungsstelle vorliegt, muß sich so behandeln las-

» sen, als ob eine Einigung oder ein Einigungs vor schlag 
Vorlage, woKiaeih die Maßnahmen nicht vorgeriommen 
werden sollen, fuhren die Maßnahmen zur Entlassung von 
Arbeitnehmern, so haben sie einen Anspruch auf Abfin­
dungen Das gilt auch dann, wenn der Unternehmer nach 
anfänglicher Einschaltung des Betriebsrats, die nihht 
zu einem Interessenausgleich geführt hat, das in den 
§§ 72 ff BetrVG vorgesehriebene Verfahren nicht voll 
ausschopft

2 Das m  | 72 Abs 2, § 75 BetrVG geregelte Verfahren muß 
sich in einem Stadium abwickeln, m  dem der Plan zur 
Stillegung noch nicht, und zwar auch noch nicht teil­
weise, verwirklicht ist

3 Auf die Entstehung des Abfindungsanspruchs aus § 74 
BetrVG ist es ohne Einfluß, wenn später, insbesondere 
nach Ausspruch der der Stillegung dienenden Kündigun­
gen, noch eine Einigung oder ein Einigungsvorschlag 
herbeigeführt wird.

4 4uch der Vergleichsverwalter und der Konkursverwalter 
sind gehalten, die Vorschriften der §§ 72 ff BetrVG 
zu beachten

5 Der Einigungsvorschlag der Vermittlungsstelle im Sinne 
von § 73 Abs 2 BetrVG und die Einigung im Sinne von

73 Abs, 1 BetrVG üben keine normative Wirkung auf die 
einzelnen Arbeitsverhältnisse aus

6 . Sollen in Betriebsvereinbarungen oder Tarifverträgen 
Rechtsnormen, die mit Drlttwirkung ausgestattet sein 
sollen, begründet werden, so müssen die BetrieosVer­
einbarungen und Tarifverträge eindeutig erkennoar ma­
chen, daß Ansprüche Dritter begründet werden sollen

7 Auch be* einem Feststellungsanspruch kann ein Grund- 
urteil ergehen, wenn der Anspruch beziffert *st
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1_AZR^4o§ /6 §

4 Sa 571/68 Hamm
Verkündet am 
2o November 197o
gez Henkelmann, 
RegierungshauptSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

r

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 25 Oktober 197o durch 
den Präsidenten Professor Di Müller,, die Bundesrich­
ter Wichraann und Wendel sowie die Bundesarbeitsrichter 
Dr Göbel und Gnade für Recht erkannt

Auf die Reyision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 5 Juli 1969
- 4 Sa 571/68 - aufgehoben
Auf die Berufung des Klagers wird das Urteil des 
Arbeitsgerichts Bielefeld vom 9 Juli 1968

- 1 Ca 154/68 - abgeandert Der Feststellungsan­
trag des Klagers ist dem Grunde nach gerecht­
fertigt

2
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Wegen der Höhe der Abfindung und der Kosten 
des Rechtsstreits, einschließlich der Küsten 
der Revision, wird die Sache zur erneuten 
Verhandlung und Entscheidung an das Landesar­
beitsgericht zuruckverwiesen

V o n  R e c h t s  w e g e n  1 

Tatbestand

Die Gesellschafterversammlung der B -B 
Gesellschaft mbH, eines Textilveredelungsunternehmens, 
beschloß am 18 Juli 1 9 6 6, den Betrieb stillzulegen 
und zu liquidieren Der alleinige Geschäftsführer, der 
mit der Durchführung der erforderlichen Maßnahmen als 
Liquidator beauftragt wurde, gab dem Betriebsrat den 
Beschluß der Gesellschafterversammlung am 2o Juli 1966 

bekannt und wies insbesondere auf die notwendig wer­
dende Entlassung der gesamten Belegschaft hin Noch an 
demselben Tag nahm der Betriebsrat zu der geplanten 
Entlassung schriftlich Stellung Am 2o Juli 1966 oe- 
antragte die B -B -Gesellschaft mbH außerdem
die Eröffnung des Vergleichsverfahrens zur Aowendung 
des Konkurses, worauf das Amtsgericht den Beklagten 
zum vorläufigen Vergleichsverwalter bestellte Eoen- 
falls am 2o Juli zeigte die B -B -Gesell­
schaft mbH dem Arbeitsamt die Entlassung von 165 Ar­
beitnehmern an Die Kündigungen wurden am 24 ozw 25 

Juli 1966 durch Aushang im Betrieb bekanntgegeben Der 
Betriebsrat sprach sich gegenüber dem Arbeitsamt gegen 
aie Massenentlassungen aus, er meinte, die oeaDsichtig- 
ten Kündigungen seien nicht notwendig, da noch genügend 
Albeit vorhanden sei Gleichwohl stammte das Landesar­
beitsamt den Entlassungen zum 2o August 1966 zu

w . “ 1
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-  5  - 124
Der Betriebsrat, der bei der beabsichtigten 

Betriebsstillegung mitzuwirken verlangte, machte 
seine Zustimmung zur Stillegung von der Zahlung einer 
Abfindung an die Arbeitnehmer abhängig Die Zahlung 
von Abfindungen wurde jedoch am 26 Juli 1966 abge­
lehnt, weshalb der Betriebsrat an demselben Tag be­
schloß, eine Vermittlungsstelle anzurufen Die darauf­
hin gebildete Vermittlungsstelle machte am 4 August 
1966 folgenden Vergleichsvorschlag

"1 Es verbleibt bei der für den 2o*8 1966 

geplanten Betriebsstillegung
2 Der Unternehmer zahlt an die von der 

Entlassung betroffenen Belegschafts­
mitglieder als Abfindung einen Gesamt­
betrag von DM 1 5 0.0 0 0,— , der nach 
Maßgabe einer zwischen dem Unternehmer 
und dem Betriebsrat noch zu treffenden 
Vereinbarung an langjährige Arbeitneh­
mer zur Abgeltung aller Ansprüche der 
Belegschaft, einschließlich etwaiger 
Ansprüche auf betriebliche Altersver­
sorgung, zu zahlen ist "

Da der Betriebsrat den Vorscnlag zwar grund­
sätzlich akzeptierte, die B -B -Gesellschaft
mbH ihn jedoch ablehnte, trat die Vermittlungsstelle 
am 17 August 1966 erneut zusammen, sie machte nun­
mehr folgenden Emigungsvorschlag

"Die vom Unternehmer zum 2o 8 1966 geplante 
Stillegung des gesamten Betriebes wird mit 
der Maßgabe als notwendig anerkannt, daß 
der Unternehmer an die von rechtswirksamen 
Kündigungen oetroffenen Arbeitnehmer einen 
Betrag von 150 0 0 0,—  DM zu zahlen nat, der 
gemäß einer zwischen Geschaltsleitung und 
Betriebsrat der B -B -Gesellscnaft
mbH noch zu treffenden Vereinbarung zur Lin­
derung auftretender Hartefalle zu verwenden 
ist, wöbe* davon ausgegangen wird, daß es 
sich bei dieser Summe um eine Vergidchs- 
ioraerung handelt Mit dieser Regelung sind 
alle Anspiuche aer Belegschaft aus § 74 BecrVG 
und etwaige Forderungen der Betriebsangehö­
rigen aus der betrieblichen Altersversorgung 
abgegolten "
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Am 19 August 1966 beschloß der Betriebsrat, 
den Einigungsvorschlag anzunehmen Es wurde gleich­
zeitig eine Kommission zur Wahrung der Interessen 
der Belegschaft gebildet, in die ein Vertreter der 
zuständigen Gewerkschaft und zwei Betriebsratsmit- 
glieder berufen wurden Ebenfalls am 19 August 1966 

wurde von dem Geschäftsführer und den beiden vorer­
wähnten Betnebsratsmitgliedern folgende Vereinbarung 
unterzeichnet

"ln der Sitzung der Vermittlungsstelle, unter 
Vorsitz des Landesarbeitsgerichtsdirektors 
B , wurde mit Mehrheit am 17 8 1966 be­
schlossen, eine Abfindungssumme für die Arbeit­
nehmer in besonderen Hartefällen zur Verfügung 
zu stellen
Die Hohe der Summe soll sich auf DM 15o 0 0 0,-- 
belaufen und innerhalb des Vergleichsverfah­
rens quotenmaßj-g zur Ausschüttung kommen
Geschaftsleitung und Betriebsrat sind sich da­
hingehend einig, daß die Herren P ,
Sch und L über die Aufschlüs­
selung eines zu erwartenden Geldbetrages ver­
bindlich entscheiden können "
Am 14 Oktober 1967 erstellten die Mitglieder 

der Kommission und der Geschäftsführer bezüglich der 
Abfindungssumme m  Hohe von 150 0 0 0,—  DM einen Auf- 
teilungsplan

Bereits am 2o September 1966 war über das Ver­
mögen de1" 3 -B -Gesellschaft mbH das Konkurs­
verfahren eröffnet worden Zum Konkursverwalter war 
der Beklagte bestellt worden Die in dem Einigungsvor­
schlag vom 17 August 1966 genannte und zwischenzeit­
lich zur Konkurstabelle angemeldete Abfindungsforde- 
lung in Hohe von insgesamt 150 0 0 0,—  DM wurde /om 
Beklagten im Prüfungstermin bestritten

Der Klager, der seit 19^9 hei der B -B 
Gesellschaft mbH als Appreturwerker bescnaftigt und

-  5 ~
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dem mit den übrigen Belegschaftsmitgliedern gekündigt 
worden war, begehrt mit der Klage die Feststellung, 
daß sich seine Forderung zur Konkurstabelle auf 
2 2^5,J5 DM netto belaufe Hilfsweise hatte er in den 
Vorinstanzen die Verurteilung des Beklagten zur Zah­
lung einer Abfindung, deren Hohe er in das Ermessen 
des Gerichts gestellt hatte, begehrt

Das Arbeitsgericht hat, dem Antrag des Beklag­
ten entsprechend, die Klage abgewiesen Gegen dieses 
Urteil hat der Klager Berufung eingelegt Sie ist vom 
Landesarbeitsgericht unter Zulassung der Revision 
zurückgewiesen worden Mit der Revision verfolgt der 
Klager seinen Klageantrag ohne den Hilfsantrag wei­
ter Der Beklagte bittet um Zurückweisung der Revision»

1 Für die Klage können drei verschiedene Anspruchs­
grundlagen in Betracht kommen, nämlich
a) der Einigungsvorschlag vom 17 August 1 9 6 6,
b) die Vereinbarung vom 19 August 1966 und
c) § 71» BetrVG
Der Kldgei hat insbesondere auch den Klagegrund des 
§ 7^ BetrVG nicht ausgeschlossen Aus der Klageschrift 
sind beieits alle Tatsachen ersichtlich, die zur Be­
urteilung des Anspruchs nach dieser Vorschrift bedeut­
sam sein können Es ist deshalb nicht von Belang, daß 
dort dieser Gesichtspunkt nicht ausdrücklich genannt 
ist Ein Verzicht auf die Geltendmachung des Klage­
grundes selbst ist nicht zu erkennen

Alle drei Anspruchsgrundlagen sind arbeitsrecht­
licher Natur, sie betreffen das Aroeitsverhältms des 
Klagers, eine etwaige nähere Ausgestaltung desselben

-  6 -
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und einen aus dem Arbeitsverhälthis geltend gemachten 
Anspruch Damit ist die Zuständigkeit der Gerichte 
für Arbeitssachen* der besonderen Gerichtsbarkeit 
für den Lebenstatbestand der abhängigen Arbeit* ge­
geben Hieran ändert der Umstand nichts* daß die Kla­
ge nicht gegen den Arbeitgeber* sondern gegen den Kon­
kursverwalter gerichtet ist (§ 2 Abs 4 ArbGG, siehe 
auch Jager* Konkursordnung* 8 Aufl * § 146 Anm 19) 
Darauf* daß auch nach § 528 ZPO eine Nachprüfung der 
Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssachen nicht 
mehr erfolgen konnte* kommt es also im Streitfall 
nicht an

Die zur Klärung der Belastung der Konkursmasse 
erforderliche Anmeldung des Anspruchs des Klägers ist 
hinreichend ordnungsgemäß erfolgt

Es war nicht erforderlich* daß der Klager die 
Anmeldung im Konkursverfahren selbst vornahm, es ge­
nügte vielmehr* daß die Treuhänder den Anspruch an­
meldeten Der Hinweis in der Konkurstabeile* daß treu­
händerisch für die von rechtswirksamen Kündigungen be- 
ti offenen Betriebsangehörigen gehandelt werde* stellt 
die Berechtigten und unter ihnen also auch den Kläger 
genügend fest Ferner ist es unschädlich* daß die An­
meldung in Form einer Globalanmeldung erfolgte De-̂ 
Umfang der überhaupt m  Frage kommenden einschlägigen 
Belastung der Konkursmasse* der vor allem entschei­
dende Umstand, ist damit ausgewiesen In der mündli­
chen Verhandlung vor dem Senat ist* was schon vorner 
ersichtlich war* hinsichtlich des Hauptantrags aus­
drücklich klargestellt worden* daß der Klager mit ihm 
begehrt* der für ihn im Konkurs über das Vermögen der 
B -B -Gesellschaft mbH angemeldete Anspruch
auf Abfindung in Hohe von 2 253*53 DM solle im Panrnen 
des angemeldeten Gesamtbetrages von 15o ooo*—  DM als

- 7 -
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Konkursforderung festgestellt werden Der ln seiner 
Hohe als Konkursforderung insoweit nicht bestrittene 
Anspruch des Klagers ist also in der Gesamtforderung 
von 15o 0 0 0,—  DM enthalten Er wird mit der Klage 
nur besonders genannt

Die Anmeldung bezieht sich, wie es m  der Kon­
kurstabelle heißt, auf den Ausgleichsanspruch für 
den Verlust der Arbeitsplätze Diese Fassung ist so 
weit, daß sie insbesondere auch die Ansprüche aus 
§ 74 BetrVG mit umfaßt Wegen dieser weiten Fassung 
der Anmeldung und weil ein Verzicht nicht vermutet 
wird, muß davon ausgegangen werden, daß die Anmel­
dung sich auf alle drei Anspruchsgrundlagen bezogen 
hat Sie sind also in der Konkurstabelle ausreichend 
angegeben

Da der Hauptantrag der Klage auf Feststellung 
gerichtet ist, müssen die Erfordernisse des § 256  

ZPO erfüllt sein Insoweit bestehen jedoch ebenfalls 
keine Bedenken Unstreitig hat der Beklagte als Kon­
kursverwalter die Berechtigung des angemeldeten An­
spruchs bestritten Daraus folgt das Rechtsschutzin­
teresse des Klägers an der mit dem Hauptantrag gel­
tend gemachten Forderung (Jager, aaO, § 146 Anm 14), 
über den allem noch gestritten wird
2 Wie sich aus der Konkurstabelle ergibt, j.st die 
Forderung in der Abteilung II vermerkt worden Das 
bedeutet, daß ein Konkursvorrecht für sie nicht gel­
tend gemacht worden ist Der Senat braucht desnalb 
nicht dazu Stellung zu nehmen, ob ein solches Vor- 
lecht besteht
3 a) Soweit der Kläger seinen Anspruch auf den 
Einigungsvorschlag vom 17 August 1966 stutzt, ver­
tritt das Landesarbeitsgericht die Ansicht, der Klä­
ger könne sich deshalb nicht auf den Emigungsvor-

-  8 -
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schlag berufen, weil die in diesen aufgenommene 
Feststellung einer Abfindung unzulässig sei, der 
bindende Vorschlag der Vermittlungsstelle nach 
§ 73 Abs 2 BetrVG dürfe sich nur auf die vom Un­
ternehmer geplante Betnebsanderung beziehen, nicht 
aber Abfindungsforderungen mit umfassen

Ob diese Ansicht zutreffend ist, wogegen Be­
denken bestehen könnten (vgl hierzu die Ausführun­
gen des Senats m  dem heute verkündeten Urteil in 
Sachen 1 AZR 4o8/69, das ebenfalls zur Veröffent­
lichung m  der Amtlichen Sammlung des Gerichts vor­
gesehen ist), kann dahingestellt bleiben Dem Lan­
desarbeitsgericht ist nämlich im Ergebnis deshalb 
zu folgen, weil ein Einigungsvorschlag der Vermitt­
lungsstelle im Sinne des § 75 Ads 2 BetrVG ohnenln 
keine normative Wirkung auf die einzelnen Arbeits­
verhaltnisse ausuben kann (Pitting-Kraegeloh-Auffarth, 
BetiVG, 9 Aufl , § 73 Anm 12, Dietz, BetrVG, 4 Aufl , 
§ 7p Anm 13, Galpenn-Siebert, BetrVG, 4 Aufl , § 74 
Anm» 1 a) Das folgt aus der Bestimmung des § 74 BetrVG, 
nach der der Unternehmer beim Abweiehen von einem Ei- 
nigungsvorschlag bei Vorliegen der dort weiter voraus­
gesetzten Umstande ausschließlich Abfindungen an die 
gekündigten Arbeitnehmer zu zahlen hat Die Zahlung 
dieser Abfindungen ist also die einzige Rechtsfolge, 
die aem Unternehmer beim Nichtbefolgen des Einigungs­
vorschlags aroht Nur insoweit wira der Einigungs/or- 
schlag der Vermittlungsstelle j.m Verhältnis zur Beleg­
schaft bedeutsam

Der Emigungsvorschlag scheidet also als An­
spruchsgrundlage für die Klageforderung aus Die Frage, 
pb der Emigungsvorschlag vom 17 August 1966 j.n for­
meller Hinsicht in Ordnung war und ob die darin ent-

-  9 -
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haltene Festsetzung von Abfindungen unter etwaiger 
gleichzeitiger Miteinbeziehung der Ansprüche der 
Ruheständler zulässig war* kann dahinstehen 
b) Das Landesarbeitsgericht meint ferner* daß der 
Klager den geltend gemachten Anspruch auch nicht auf 
die Vereinbarung vom 19 August 1966 stützen könne 
Bei der Beurteilung dieser Frage ist dem Landesar­
beitsgericht ebenfalls im Ergebnis, wenn auch nicht 
in der Begründung, beizutreten

Als Anspruchsgrundlage konnte die Vereinbarung 
vom 19 August 1966 dann in Betracht kommen, wenn 
sie normative Vorschriften über die Arbeitsverhalt­
nisse der Belegschaft enthielte, in diesem Falle 
konnte sie den einzelnen Aibeitnehmern unmittelbare 
Ansprüche eröffnen, da es sich dann möglicherweise um 
eine BetriebsVereinbarung handeln würde Nicht aus­
reichend ware es dagegen, wenn der Vereinbarung vom 
19 August 1966 lediglich der Charakter einer Eini­
gung im Sinne des § 73 Abs 1 BetrVG zukäme, eine 
Einigung m  diesem Sinne vermag ebensowenig wie ein 
Eimgungsvorschlag der Vermittlungsstelle die ein­
zelnen Arbeitsverhaltnisse unmittelbar zu beeinflus­
sen, was entsprechend dem eben Gesagten wiederum aus 
§ 74 BetrVG hervorgeht

Selbst wenn unter Zurückstellung weiterer Be­
denken unterstellt wird, daß es sich bei der Verein­
barung vom 19 August 1966 um eine Betriebsverein­
barung handelt, so eröffnet sich hieraus aber dem 
Klager noch keine Anspruchsgrundlage Aus der Verein­
barung vom 19 August 1966 ergibt sich nämlich nicht 
mit him eichender Deutlichkeit, daß durch sie für 
die einzelnen Arbeitnehmer unmittelbare Ansprüche 
auf Abiindung begründet werden sollten Wenn es sich 
um aie Formulierung von Rechtsnormen handelt, die
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nut Dnttwirkung ausgestattet sind, so muß verlangt 
werden, daß aus ihr eindeutig erkennbar ist, die Fas­
sung solle Ansprüche Dritter begründen Das gilt so­
wohl für Tarifverträge wie für Betriebsvereinbarungen 
Bestehen nicht behebbare Zweifel hieran, so muß davon 
ausgegangen werden, daß eine anspruchsbegründende Ver­
einbarung nicht vorliegt Im Interesse der Normunter- 
worfenen muß die Normwirkung hinreichend klar sein

Die Nachprüfung, inwieweit eine Vereinbarung 
zwischen dem Betriebsrat und dem Unternehmer eine nor­
mative Wirkung entfaltet, kann auch von der Revisions­
instanz vorgenommen werden Es handelt sich insoweit 
um Rechtsnormen im Sinne von § 73 Abs 1 ArbGG, für 
deren Auslegung dieselben Regeln gelten wie für die 
Auslegung von Gesetzen und Tarifverträgen (BAG GS 2*
1 - AP Nr 1 zu § 57 BetrVG, BAG AP Nr ; zu § 52 
BetrVG, Dietz, aaO, § 52 Anm 51 j 52 mit weiteren 
Nachweisen) Gegenstand der Auslegung ist dabei der 
in der Norm objektivierte Wille des Normgebers (BVerfGE 
1. 299 [312], Io, 234 [244], 11, 126 [l^o]) Der Er­
mittlung des in der Norm objektivierten Willens des 
Normgebers dient die Auslegung aus ihrem Wortlaut, 
aus ihrem Zusammenhang, aus ihrem Zweck sowie aus den 
Gesetzesmatenalien und überhaupt nach der Entstehungs­
geschichte (BVerfGE 11, 126 [1 3 1], 1, 299 [312]), wobei 
die auf die letzteren Gesichtspunkte abstellende Be­
trachtung, die sogenannte historische Auslegung, nur 
aann m  Betracht kommt, wenn Zweifel auf anderen Wegen 
nicht ausgeraumt werden können oder wenn die Ricntig- 
keit einer auf anderen Wegen gefundenen Auslegung be­
stätigt werden soll (BVerfGE 11, 126 [130/ 13IJ, 1, 299 
[3 1 2])

Werden diese Grundsätze auf die Auslegung der 
Vereinbarung vom 19 August 1966 angewendet, so ergibt

-  11 -
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sich, daß der Wortlaut dieser Vereinbarung den Schluß 
auf eine anspruchsbegründende Normierung in Bezug auf 
die Arbeitsverhältnisse der Belegschaft nicht zulaßt 

Satz 1 dieser Vereinbarung enthalt keine eigene 
Aussage, er stellt lediglich fest, daß die Vermitt­
lungsstelle beschlossen hat, eine Abfindungssumme für 
die Arbeitnehmer m  besonderen Hartefällen zur Verfü­
gung zu stellen Dasselbe gilt für Satz 2 dieser Ver­
einbarung, der ein Gebot an den Arbeitgeber nicht er­
kennen laßt, vielmehr handelt es sich bei seinem Wort­
laut und bei seinem Zusammenhang mit Satz 1 abermals 
um einen bloßen Hinweis auf den Eimgungsvorsehlag 
der Vermittlungsstelle Daß die Sätze 1 und 2 der 
Vereinbarung den wesentlichen Inhalt des Einigungs- 
vorschlags zum Inhalt einer selbständigen Regelung 
machen wollten, daß hierin also ihr Zweck lag, ist 
mangels eines selbst nur andeutungsweise erfolgten 
Hinweises hierauf nicht erkennbar

Lediglich Satz 3 dieser Vereinbarung enthält 
einen eigenen Aussagewert Diese Aussage oetnfft aber 
nur das Verhältnis zwischen dem Betriebsrat und der 
Geschaftsleitung Es sollten die dort genannten Per­
sönlichkeiten ermächtigt werden, über die Aufschlüs­
selung eines zu erwartenden Geldbetrages verbindlich 
zu entscheiden Jedenfalls kann auch aus dieser For­
mulierung nicht hergeleitet werden, daß damit eine 
Regelung Uber den Inhalt der einzelnen Arbeitsver- 
hal-umsse getroffen werden sollte Das kann msoe- 
sondere nicht aus dem Ausdruck "eines zu erwartenaen 
Geldbetrages" geschlossen werden, dieser Ausdruck 
laßt eine unmittelbare Beziehung zwischen der Pege- 
lung und dem Inhalt der Arbeitsverhaltnisse der Be­
legschaft nicht einmal im Ansatz erkennen
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Da objektive Merkmale* die auf eine normative 
Regelung hindeuten konnten* in der Vereinbarung vom 
19« August 1966 nicht* und zwar auch nicht unvoll­
kommen, zum Ausdruck gekommen sind, kommt es auf die 
Motive und Zielrichtungen der Mitglieder des Betriebs­
rats und der Geschäftsführung, die beim Zustandekommen 
dieser Vereinbarung mitgewirkt haben, nicht an Daß 
durch diese Vereinbarung der Inhalt der Arbeitsver­
haltnisse der Belegschaft geregelt werden sollte, 
ist eben nicht hinreichend erkennbar zum Gegenstand 
der Vereinbarung gemacht worden

Bei dem Inhalt der Satze 1 und 2 der Vereinba­
rung und bei der Unbestimmtheit ihres Satzes 3 kann 
auch keine Rede von einer hinreichend deutlichen Selbst 
bindung der Gemeinschuldnerin gegenüber dem Klager 
sein
c) Nicht gefolgt werden kann dagegen den Ausführun­
gen des Landesarbeitsgerichts, daß § 7^ BetrVG eben­
falls als Anspruchsgrundlage ausscheide

Das Landesarbeitsgericht begründet diese seine 
Ansicht damit, daß die Gemeinschuldnerin von dem Eini­
gungsvorschlag der Vermittlungsstelle vom 17 August 
1966 nicht unberechtigt abgewichen sei, daß der Spruch 
der Einigungsstelle rechtsunwirksam gewesen sei und 
daß ein verbindlicher Einigungsvorschlag nicht Vorge­
legen habe

Ob diese Ausführungen rechtsirrtumsfrei sind, 
kann dahingestellt bleiben Dem Landesarbeitsgericht 
kann nämlich hinsichtlich seiner Auffassung von der 
Tragweite des § 7^ BetrVG schon deshalb nicht gefolgt 
werden, weil es den vom Senat entwickelten Grundsatz 
ubersehen hat, daß der Unternehmer, der wirtschafte
liehe Maßnahmen im Sinne des § 72 Aos 1 BetrVG duren- 
führt, ohne daß die Zustimmung aes Betriebsrats oder
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ein Einigungsvorschlag der Vermittlungsstelle vor­
liegt., sich so behandeln lassen muß, als ob eine 
Einigung oder ein Eimgungsvorschlag vorläge, wonach 
die Maßnahmen nicht vorgenommen werden Sollen, füh­
ren die Maßnahmen zur Entlassung von Arbeitnehmern, 
so haben diese grundsätzlich einen Anspruch auf Ab­
findung (BAG Io, 329 = AP Nr 2 zu § 72 BetrVG, BAG 
AP Nr 6 zu § 72 BetrVG, auch zur Veröffentlichung 
m  der Amtlichen Sammlung vorgesehen, so auch die 
herrschende Lehre Dietz, aaO, § 74 Anm Io und 11, 
Fitting-Kraegeloh-Auffarth, aaO, § 72 Anm 29 und 
38, § 73 Anm 13, § 74 Anm 3 , Nikisch, Arbeitsrecht, 
Bd III, 2 Aufl , § 117 III“, 1° [S 534 f], Neu- 
mann-Duesberg, Betriebsverfassungsrecht, S. 595 ff » 
mit Einschränkungen auch Hueck-Nipperdey, 7 Aufl ,
Bd 2 Halbbd 2 § 72 C II 1 Anm. 7o [s 1477], ande­
rer Ansicht Galperin-Siebert, aaO, § 72 Anm 3 6 ,
Maus, Handbuch VIII, § 72 BetrVG Anm Io Fussnote 1 9) 
Das gilt selbst dann, wenn der Unternehmer nach an­
fänglicher Einschaltung des Betriebsrats, die nicht 
zu einem Interessenausgleich geführt hat, das in den 
§§ 72 ff BetrVG vorgeschriebene Verfahren nicht voll 
ausgeschopft hat (BAG AP Nr 6 zu § 72 BetrVG) Bei 
Anwendung dieser Grundsätze auf den vorliegenden Fall 
ist die Klage dem Grund nach gerechtfertigt, 
aa) Der Abfinaungsanspruch gemäß § 74 BetrVG schei­
tert nicht aaran, daß der Beklagte mit Wirkung vom 
2o Juli 1966 zum vorläufigen Vergleichsverwalter der 
Firma B -B -Gesellschaft mbH bestellt und
daß im September 1966 über das Vermögen dieser Gesell­
schaft das Konkursverfahren eröffnet worden ist Da 
der Gesellschatt nach den Feststellungen des Landes- 
arbeitsgeiichts Verfugungsbeschrankungen im Sinne des
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§ 58 Vergleichsordnung nicht auferlegt worden waren, 
war sie bis zur Konkurseröffnung m  ihrer unternehme­
rischen Initiative und Handlungsfähigkeit in Bezug auf 
das Außenverhaltnis, also auch dem Betriebsrat gegen­
über, nicht beschrankt Da das Vergleichsverfahren 
zwecks Bereinigung der Schulden des Vergleichsschuld­
ners erfolgt, steht hier der Betriebsrat mit seinen 
Rechten unbeschadet des einheitlichen betriebsverfas- 
sungsrechtlichen Funktionsorganismus dem Vergleichs- 
Schuldner gegenüber Ebensowenig fand eine Beschränkung 
durch die Bestimmung des § 57 Vergleichsordnung statt, 
diese Vorschrift regelt nur das Verhältnis des Schuld­
ners zum Vergleichsverwalter Nicht zuletzt sind wegen 
des sozialen Schutzcharakters der §§ 72 ff BetrVG so­
wohl der Vergleichsverwalter wie der Konkursverwalter 
verpflichtet, sich genau an die gesetzliche Regelung 
zu halten Andernfalls wurden diese Vorschriften gerade 
dann keine Bedeutung haben, wenn die Belange der Beleg­
schaft und ihrer Angehörigen von vornherein in einem 
besonders hohen Maße betroffen sein können und regel­
mäßig auch betroffen sind
bb) Vor der Betriebsstillegung und den damit im Zusam­
menhang stehenden Kündigungen der Belegschaft nat die 
B -B -Gesellschaft mbH dem Betneosrat das
ihm gemäß den §§ 72 ff BetrVG zustehende Mitbestim­
mungsrecht nicht in der vom Gesetz vorgesehenen Weise 
gewahrt

Aus den Feststellungen des Landesaroeitsgenchts 
ergibt sich, daß aie Voraussetzungen, die ein ooligato- 
risches Mitbestimmungsrecht m  wirtschaftlichen Angele­
genheiten zur Folge haben, wie z B Betriebsgröße und 
geplante Betneosstillegung, Vorgelegen haben Die Ge- 
meinschuldnerin hat nach diesen Feststellungen den am 
18 Juli i9 6 0 gefaßten Beschluß der Gesellschafterver-
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Sammlung den Betrieb stillzulegen, dem Betriebsrat 
zwar am 2o Juli 1966 bekanntgegeben An demselben 
Tage hat sie aber auch dem Arbeitsamt schon die Ent­
lassung von 165 Arbeitnehmern angezeigt und die be­
reits zum 2o August 1966 wirksam werdenden Kündi­
gungen am 24 und 25 Juli 1966 durch Aushang im 
Betrieb kundgetan Ein solches Vorgehen entspricht 
nicht dem in den Bestimmungen der §§ 72 ff BetrVG 
zum Ausdruck gekommenen gesetzgeberischen Willen 
Die Herbeiziehung des Betriebsrats erfolgte zu spät 
In § 72 Abs 1 Satz 1 BetrVG ist die Rede davon, daß 
der Betriebsrat bei geplanten Betriebsanderungen ein 
Mitbestimmungsrecht hat*' Das bedeutet, daß sich das 
m  § 72 Abs 2 und § 73 BetrVG geregelten Verfahren 
insgesamt in einem Stadium abzuwickeln hat, in dem 
der Plan zur Stillegung des Betriebs noch nicht, und 
zwar auch nicht teilweise, verwirklicht worden ist 
Diese Folgerung ergibt sich außerdem aus § 74 BetrVG 
Hier geht der Gesetzgeber als selbstverständlich da­
von aus, daß eine Einigung oder ein Einigungsvor­
schlag vorliegen muß Das setzt aber wiederum das 
Verfahren nach § 72 Abs 2 § 73 BetrVG voraus, das 
nun einmal unter der Voraussetzung des §“72 Abs 1 
Satz 1 BetrVG steht Die rechtzeitig Einschaltung 
des Betriebsrats bereits bei geplanten Betriebsanderun­
gen wird auch allein dem sozialen Schutzgedanken des 
Mitbestimmungsrechts in wirtschaftlichen Angelegen­
heiten gerecht Nur auf diese Weise können die In­
teressen der Belegschaft und ihrer Angehörigen sach­
gemäß gewahrt werden

Insbesondere im Zusammenhang mit einer geplan­
ten Betriebsstillegung können allerdings gewisse 
Geheimhaltungsmaßregeln erforderlich werden Der

v
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Betriebsrat und seine Angehörigen wurden sich je­
doch einer Amtspflichtverletzung schuldig machen, 
wenn sie eine Geheimhaltung nicht wahrten Da es 
sich auch um vertrauliche Angaben im Sinne des 
§ 55 BetrVG handelt, die als solche durchweg ohne 
weiteres erkennbar sind oder auf deren Vertrau­
lichkeit doch hingewiesen werden kann, tritt nicht 
zuletzt der strafrechtliche Schutz §es § 79 BetrVG 
hinzu Allerdings wird diejenige Angabe, die gege­
benenfalls vor allem vertraulich zu behandeln ware, 
nämlich die geplante Betriebsstillegung selbst, 
sich nicht allzulange vertraulich behandeln lassen, 
wenn das nach seinem sozialen Schutzgedanken im 
Interesse der Belegschaft und ihrer Mitglieder Ge­
stehende Mitbestimmungsrecht sinnsoll gehandnabt 
werden soll Dieserhalb gebührt jedoch dem sozialen 
Schutzgedanken der Vorrang, der andernfalls zum 
Nachteil der Arbeitnehmer trotz seiner Bedeutung 
nur wieder unvollständig zum Zuge käme Im übrigen 
wird die geplante Stillegung sich sowieso nur senr 
beschrankt geheimhalten lassen, und unter Umständen 
wird die Dauer der Geheimhaltung durch eine Aowa- 
gung zu bestimmen sein

Da die Gemeinschuldnenn das in den §§ 72 f 
BetrVG geregelte Verfahren vor der Durchführung der 
Betriebsstillegung, die insbesondere m  der Massen­
entlassung zum Ausdruck gekommen ist, nicht voll 
durchgeführt hat, muß sie sich so behandeln lassen, 
als ob eine Einigung oder ein Emigungsvorschlag 
Vorlage, nach denen ihre Maßnahmen nicht vorgenom­
men werden sollten (BAG Io, 329 [3>3/3>>4J = AP Nr 
2 zu § 72 BetrVG, BAG AP Nr 6 zu § 72 BetrVG; An 
dieser Folge ändert im Streitfall aer Umstand nichts.

i

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 1 7 -

124

daß die vom Betriebsrat am 26 Juli 1966 angerufene 
Vermittlungsstelle am 17 August 1966 noch einen 
Einigungsvorschlag gemacht hat und daß der Betriebs­
rat und die Gemeinschuldnenn sich möglicherweise 
am 19 August 1966 über die Zahlung einer Abfindung 
an die Belegschaft geeinigt haben Sowohl der Eini­
gungsvorschlag wie auch die etwaige Einigung konn­
ten sich nicht mehr m  dem vom Gesetz zum Zweck der 
Durchführung des Mitbestimmungsrechts des Betriebs­
rats vorgesehenen Rahmen des § 72 BetrVG entwickeln 
Allgemein war über die Stillegung schon entschieden 
worden. Im übrigen waren auch die Kündigungen schon 
iechtswirksam mit Billigung des Landesarbeitsamts 
ausgesprochen worden Nicht zuletzt eben infolge 
dieser unter Hintansetzung des Mitbestimmungsrechts 
des Betriebsrats ausgesprochenen Kündigungen waren 
die Ansprüche der Arbeitnehmer auf Zahlung von Ao~ 
findungen entstanden, und sie konnten durch etwaige 
Vereinbarungen zwischen der Gemeinschuldnerin und 
dem Betriebsrat umso weniger aus der Welt geschafft 
werden, als sich die Gemeinschuldnenn nun einmal 
ihren Verpflichtungen im Hinblick auf das Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats entzogen hat

Um die Folgen des § 74 BetrVG zu vermeiden, 
kann der Unternehmer das in § 73 BetrVG erwärmte 
Einigungsverfahren unter keinen Umständen dann mehr 
nachholen, wenn die im Rahmen einer Betriebsstille­
gung erfolgten Kündigungen ausgesprochen worden sind 
Teilweise wird zwar in der Literatur die Ansichc ver­
treten, in. diesen Fällen sei die Herbeiführung einer 
^Einigung oder eines Einigungsvorschlags durch die 
Vermittlungsstelle noch möglich und Sinnvoll (Galpe- 
1 m-Siebert, aaO, § 72 Anm 54 f , Maus, aaO, § 72 
Anm Io Fussnote 19, Groß, AuR 54, 165 [1 6 9]) Dabei
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wird aber verkannt., daß eine die Belange der Beleg­
schaft und ihrer Angehörigen von vornherein ordnungs­
gemäß bei Ucksichtigende Mitbestimmung nicht mehr statt­
finden kann, wenn die betreffende wirtschaftliche Maß­
nahme schon weitgehend durchgefuhrt und insbesondere 
die Kündigung gegenüber der Belegschaft schon ausge­
sprochen ist, andernfalls wurde sie ihrem sozialen 
Schutzzweck gegenüber geplanten Betriebsänderungen 
nicht voll gerecht werden Der Betriebsrat kann in 
einem so fortgeschrittenem Stadium der Betnebsstill- 
legung die Rückgängigmachung der vom Unternehmer ge­
troffenen Maßnahmen nicht mehr durchsetzen Das schei­
tert hinsichtlich der ausgesprochenen Kündigungen, 
die einseitige, rechtsgestaltende Willenserklärungen 
sind, an der rechtlichen Unmöglichkeit der Rückgän­
gigmachung durch den Unternehmer selbst. Zum anderen 
ist es allgemein jedenfalls zweifelhaft, ob die Kün­
digungswirkungen emverständlich in der Praxis aufge­
hoben werden können, da es den Arbeitnehmern nicht zu 
verwehren ist, unverzüglich andere Arbeitsverhältnisse 
zu begründen Dem Betriebsrat ist es daher mehr ode’" 
weniger unmöglich, sich vor der Vermittlungsstelle etwa 
iur eine Stillegung einzelner Betriebszweige, für die 
Hinausschiebung der Betriebsstillegung oder für eine 
sukzessive Betriebsstillegung einzusetzen Aller die- 
sei Möglichkeiten ist er mindestens weitgenend oeraubt, 
wenn das ihm gesetzlich zustehende Mitbestimmungsrecnt 
m  der geschilderten Weise beschnitten w^rd

Dasselbe gilt für die Vermittlungsstelle Auch 
sie hat grundsätzlich nicht mehr die volle Möglichkeit, 
auf die vom Unternehmer getroffenen Maßnahmen einzu­
wirken oder dem Unternehmer aufzugeoen, dj.e zur Be­
triebsstillegung getroffenen Maßnahmen rückgängig zu 
machen Die Vermittlungsstelle konnte zwar in e-inem
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noch verbliebenen eingeschränktem Maße, das durch den 
Grad der im Portschreiten begriffenen Betriebsstill- 
legung bestimmt wäre, dem Mitbestimmungsrecht des Be- 
triebsrats Rechnung tragen Die Nachholbarkeit eines 
in seinen Auswirkungen derart beschnittenen Mitbestim­
mungsverfahrens würde aber dem Sozialschutzgedanken, 
wie er in den §§ 72 ff BetrVG zum Ausdruck kommt, 
nicht gerecht Das Gesetz geht nun einmal von der 
Möglichkeit aus, die Belange der Arbeitnehmer umfas­
send einfuhren zu können Eine nach Einleitung der 
Betriebsstillegung und nach Ausspruch der Kündigun­
gen gleichwohl vorgenommene Einigung oder ein gleich­
wohl ergangener Einigungsvorschlag kann daher auch 
bei Befolgung dieser Einigung oder dieses Einigungs­
vorschlags durch den Unternehmer die Rechtsfolgen des 
§ 74 BetrVG nicht mehr abwenden Deshalb kann dem aus 
§ 74 BetrVG klagenden Arbeitnehmer im Falle einer ver­
spätet erfolgenden Einigung nicht entgegengehalten 
werden, er müsse sich die Zustimmung des Betriebsrats 
zu den vom Unternehmer vorgenommenen Maßnahmen zurech­
nen lassen Der Betriebsrat ist insoweit nicht Vertre­
ter der einzelnen Mitglieder der Belegschaft, er ist 
lediglich deren Interessenwahrer Vor allem aber steht 
das Mitbestimmungsrecht der §§ 72 ff BetrVG mit sei­
ner Tragweite dem Betriebsrat nicht um seiner selbst 
willen zu, sondern um der sozialen Belange der Beleg­
schaft willen

Da weder dem Einigungsvorschlag vom 17 August 1966 

noch der etwaigen Einigung vom 19 August 196 6 eine die 
Ansoruche der einzelnen Arbeitnehmer, denen bereits ge­
kündigt war, beeinträchtigende Wirkung im Rahmen der 
§§ 72 fi BetrVG zukommen kann, kann die Frage, 00 eine 
Vermittlungsstelle in ihren Einigungsvorschlag die Zah­
lung von Abfindungen aufzunehmen vermag, aahunstenen«
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Immerhin sei aber darauf hingewiesen, daß sich der Ver­
mittlungsstelle am 17 August 1966 angesichts der von 
der Gemeinschuldnerin bereits getroffenen Maßnahmen 
kaum mehr eine andere Alternativlosung angeboten hat 
als die, die ausgesprochenen Kündigungen zu akzeptie­
ren und der Gemeinschuldnerin wenigstens noch die Zah­
lung einer Abfindung aufzuerlegen Auch dieser Umstand 
spricht für die Richtigkeit der Ansicht, daß bei schon 
eingeleiteter Betriebsstillegung das Mitbestimmungsrecht 
des Betriebsrats nicht mehr nachträglich m  dem vom Ge­
setzgeber vorgesehenem Maße verwirklicht werden kann 
cc) Da somit die gesetzlichen Voraussetzungen der 
§§ 72 ff BetrVG lür die Entstehung des Abfindungsan­
spruchs vorliegen und nachträglich durch den Einigungs- 
voischlag oder durch eine etwaige Einigung nicht wegge- 
fallen sind, hängt die Verpflichtung zur Zahlung der mit 
aer Klage geltend gemachten Abfindung dem Grunde nacn 
lediglich noch davon ab, ob die Gemeinschuldnerin ohne 
zwingenden Grund gehandelt hat (§ 74 BetrVG) Der Beklagte 
hat in dieser Hinsicht substantiiert nichts vorgetragen 
Zu einem Vortrag, der die Gemeinschuldnerin vielleicht 
von aer Pflicht zur Zahlung der Abfindung oefreit hätte, 
hatte die Darlegung gehört, wie der Einxgungsvorschlag 
dei Vermittlungsstelle bei rechtzeitiger Anrufung aller 
Voraussicht nach gelautet hätte und welche zwingenden 
Giunde Vorgelegen hätten, die die Gemeinschuldnerin ver­
anlaßt hatte, von dem hypothetischen Eimgungsvorscnlag 
abzuweichen (BAG AP Nr 6 zu § 72 BetrVG) Der Beklagte
hat solche zwingenden Grunde nicht einmal andeutungsweise/
behauptet Das hat zur Folge, daß der Abfindungsanspruch 
des Klagers gegenüber der Gemeinschuldnerin dem Grund 
nach entstanden ist Auf ein Verschulden aer Gemein- 
schuldnerm hinsichtlich der verspäteten Hinzuziehung 
des Betriebsrats kommt es nicht an (hierzu s^ene das oe- 
ieits oben erwähnte Urteil des erkennenden Senats vom 
heutigen Tage m  Sachen 1 AZR 4o8/69)
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4 Bei der Festsetzung der Höhe der Abfindung ist ge­
mäß § 74 BetrVG u a die wirtschaftliche Lage des Kla­
gers und der Gemeinschuldnerin zu berücksichtigen Dazu 
hat das Landesarbeitsgericht keine Feststellungen ge­
troffen Da solche Feststellungen nur in der Tatsachen­
instanz getroffen werden können, ist der Rechtsstreit 
z Z lediglich dem Grunde nach zur Entscheidung reif

Daß es sich im Streitfall um einen Feststellungs­
antrag handelt, steht dem Erlaß eines Grundurteils nicht 
entgegen, es handelt sich nämlich um eine bezifferte 
Feststellungsklage (RGZ 93* 152 [15^], Wieczorek, ZPO,
§ 3o4 Anm A II, Stein-Jonas, ZPO, 19 Aufl , §
Anm I, Baumbach-Lauterbach, ZPO, 29 Aufl , § Jo4 Anm 
2 A, jeweils mit weiteren Nachweisen)
gez Dr Müller Wendel Wichmann

Gobel Gnade
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